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A. Problematik:
Sind juristische Personen Täter?

I. Begriff der Verbandstäterschaft

1. Hintergründe und Diskussionsstand

Die Weltfinanzkrise und zuletzt der Diesel-Abgasskandal haben eine grundle-
gende Frage wieder neu aufgeworfen: Tragen Unternehmen Verantwortung für die
Verursachung von Straftaten oder sind sie gar ebenso wie natürliche Personen Täter
von Rechtsverletzungen? Diese Frage beschäftigt die Strafrechtstheorie seit Jahr-
zehnten.1 Auch in jüngerer Zeit haben sich Sachverständige damit auseinanderge-
setzt, ob das geltende Recht um ein Strafrecht für juristische Personen ergänzt
werden sollte.2 Hierbei hat sich ein disparates Meinungsbild abgezeichnet. Gegen
eine Einführung wird der Schuldbegriff des geltenden Strafrechts ins Feld geführt.3

Nur der Mensch sei kraft seines seelisch-geistigen Aktionszentrums zum Verstehen
von Normen und damit zu schuldhaftem Handeln fähig. Juristische Personen seien
dagegen für Strafe nicht ansprechbar. Dies gelte auch im Ordnungswidrigkeiten-
recht, das dem Strafrecht qualitativ entspreche.4Nach anderem Verständnis kann der
Gesetzgeber juristischen Personen dagegen sehr wohl strafrechtliche Verantwortung
zuweisen,5was bereits in § 30 OWiG geregelt sei6. Die dort geregelte Verantwortung

1 Vgl. nur Hafter, Die Delikts- und Straffähigkeit der Personenverbände, 1903, S. 43 ff.;
Busch, Grundfragen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der Verbände, 1933, S. 32 ff.;
Schmitt, Strafrechtliche Maßnahmen gegen Verbände, 1958, S. 103 ff.; Seiler, Strafrechtliche
Maßnahmen als Unrechtsfolgen gegen Personenverbände, 1967, S. 5 ff.; Pohl-Sichtermann,
Geldbuße gegen Verbände, 1974, S. 2 ff.; Schroth, Unternehmen als Normadressaten und
Sanktionssubjekte, 1993, S. 13 ff.; v. Jeger, Geldbuße gegen juristische Personen und Perso-
nenvereinigungen, 2002, S. 4 ff.

2 Überblick bei Schünemann, StraFo 2018, 317.
3 BVerfGNJW1967, 195, 195; Jescheck, ZStW 65 (1953), 210;Greco, GA 2015, 504, 505;

Schünemann, in: LK-StGB, Vor § 25 Rn. 23; ders., ZIS 2014, 1, 5;Weigend, JICJ 6 (2008), 927,
936 ff.

4 Frisch, in: FS Wolter, S. 349 (354 ff.); Hirsch, ZStW 107 (1995), 285 (315); Achenbach,
NZWiSt 2012, 321 (322 ff.); Mitsch, NZWiSt 2014, 1 (3); Schmitt-Leonardy, jM 2014, 257
(258).

5 Vogel, StV 2012, 427; Kubiciel, KPKp 2/2014, S. 1 ff.; dazu auch Dust, AL 2017, 16.
6 Petermann, Die Bedeutung von Compliance-Maßnahmen, S. 26; Brender, Die Neure-

gelung der Verbandstäterschaft im Ordnungswidrigkeitenrecht, S. 93; Engelhart, Sanktionie-
rung von Unternehmen und Compliance, S. 434; Wegner, Die Systematik der Zumessung
unternehmensbezogener Geldbußen, S. 93; Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter,



wird als die Kehrseite derjenigen Freiheit verstanden, die juristische Personen in der
Rechtsordnung genießen.7 Sie können Verträge schließen und gesellschaftliche
Freiheiten in größerem Maße als natürliche Personen gefährden. Hierfür sollen sie
folglich auch Verantwortung tragen.

2. Lückenhafter Forschungsstand in Bezug auf den Täterbegriff

Die Diskussion über ein Verbandsstrafrecht kreist mithin um zwei Pole, die ein
Strafrecht für juristische Personen entweder vehement ablehnen oder befürworten.
Dieser Meinungsstand ist jedoch unbefriedigend. Er hat zu einer isolierten Aus-
einandersetzung mit den Sanktionsmöglichkeiten des geltenden Rechts geführt.8

Dieses kennt bereits seit den 1960er Jahren eine Sanktionierung juristischer Personen
in § 30 Abs. 1 OWiG. Das europäische Recht regelt in Art. 23 Abs. 1 u. 2 VO (EG)
Nr. 1/2003 die Möglichkeit von Geldbußen gegen Unternehmen. In § 81 Abs. 3a
GWB werden nunmehr auch Konzerne als Sanktionsadressaten anerkannt.9 Auch
Spezialnormen wie §§ 123 ff. GWB, das Wettbewerbsregistergesetz oder das
Netzwerkdurchsuchungsgesetz führen Sanktionen gegen juristische Personen ein. Es
stellt sich daher die bisher nur selten behandelte Frage, ob juristische Personen nicht
als Täter angesehen werden?10 Im Folgenden wird diese Frage ausgehend vom In-
dividualstrafrecht und dem dort vorhandenen Täterbegriff positiv beantwortet.

3. Grundlegende Zielsetzung der Arbeit

Die nachfolgende Arbeit stützt sich dabei wesentlich auf einen kommunikativen
Begriff der Freiheit und arbeitet heraus, dass es sich bei der Vereinbarkeit zwischen
Individual- und Verbandstäterschaft um eine graduelle Frage handelt: Je mehr das
geltende Strafrecht und seine Grundlagen naturalistisch, d.h. in Bezug auf den
Menschen, legitimiert werden, desto geringer sind die Übereinstimmungen mit dem

S. 154 ff.; Rogall, in: KK-OWiG, § 30 Rn. 1, 8 ff., 12, 286; Eidam, wistra 2003, 448; Hetzer,
EuZW 2007, 75 (77); Engelhart, NZWiSt 2015, 201 (202).

7 Dannecker, in: Henssler/Hoven/Kubiciel/Weigend, Grundfragen eines modernen Ver-
bandsstrafrechts, S. 17, 53 ff.Kubiciel, ZRP 2014, 133, 136; siehe auchBöse, ZStW126 (2014),
132 ff., krit. Günther, KritV 98 (2015), S. 360 ff.

8 Kritisch zum Diskussionsstand auch Ott, Recht und Realität der Unternehmenskorpo-
ration, S. 254 ff.; Heine, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit von Unternehmen, S. 27 f.;
Fischer, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Die Finanzkrise, das Wirtschaftsstrafrecht und die Moral,
S. 190 (196); Lang-Hinrichsen, in: FS Mayer, S. 49 (49 f.); Huss, ZStW 90 (1978), 237 (241);
Rogall, GA 2015, 260 (260 ff.); Günther/Prittwitz, in: FS Hassemer, S. 331 (351); Engelhart,
NZWiSt 2015, 201 (203); Hetzer, wistra 1999, 361 (366).

9 Nettesheim, Verfassungsrecht und Unternehmenshaftung, S. 89 f.
10 Siehe bereits Busch, Grundfragen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der Verbände,

S. 27 ff.; ferner Haeusermann, Der Verband als Straftäter und Strafprozeßsubjekt, S. 18 ff.;
L. Eidam, Der Organisationsgedanke im Strafrecht, S. 244 ff.; Frisch, in: FS Wolter, S. 349 ff.;
Kubiciel, in: FS Wessing, S. 69 ff.
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Verbandssanktionenrecht. Begründungen für die Legitimation der Verbandssanktion
setzen dann, wie etwa im EU-Kartellrecht, bei einem objektiven Unrechtsbegriff an,
der für die Zurechnung von Rechtsverletzungen keinen Schuldbegriff im her-
kömmlichen Sinne voraussetzt. Wird das geltende Strafrecht dagegen auf einen
kommunikativenBegriff der Freiheit zurückgeführt, der die Grundlage von Schuld in
der Teilhabe an gesellschaftlicher Normbildung sieht, können auch juristische
Personen als schuldfähig angesehen werden. Die Schuld hat dann auch im Ver-
bandsstrafrecht eine Strafbegründungsfunktion. Durch diese im Folgenden herge-
leiteten Annahmen wird für Theorie und Praxis erstmals aufgezeigt, in welchem
Verhältnis die Täterschaft von natürlichen und juristischen Personen steht.

4. Eingrenzung des Forschungsgegenstandes

Die Herausforderung bei dieser Analyse liegt in der integrativen Auseinander-
setzung mit zwei Rechtsgebieten, dem Individual- und Verbandsstrafrecht. Die
Arbeit will aus diesem Grund keine Rechtsfragen abschließend beantworten, son-
dern begriffliche Zusammenhänge aufzeigen. Diese Überlegungen dienen der Ver-
wirklichung eines systematisch angeleitetenWirtschaftsstrafrechts. Der Gesetzgeber
arbeitet derzeit an einer grundlegenden Reform des geltenden Sanktionsrechts.11

Zudem zeigen aktuelle Gesetzesentwürfe, dass juristische Personen auch in entle-
generen Rechtsgebieten zunehmend als Täter von Rechtsverletzungen anerkannt
werden. Künftig sollen beispielsweise nicht mehr nur Piloten, sondern Fluggesell-
schaften als die eigentlichen Verursacher von Verstößen gegen das Nachflugverbot
sanktioniert werden können.12 Vorgenomen wird diese Änderung voraussichtlich
nicht mehr in den allgemeinen Sanktionsvorschriften des OWiG, sondern in Son-
dertatbeständen des Luftrechts. Für eine Überprüfung der Legitimität dieser Vor-
haben bedarf es eines Maßstabes.13 Dieser kann in den Grundstrukturen des gel-
tenden Rechts und damit im Täterbegriff gefunden werden.

II. Definition von Verbänden und Tätern

1. Der Verband i.S.v. § 30 Abs. 1 OWiG

Ziel der vorliegenden Untersuchung ist die Herausbildung eines Begriffes der
Verbandstäterschaft. Hinsichtlich des Verbandsbegriffes wird an das Verständnis in
§ 30 Abs. 1 OWiG angeknüpft. Unter Verbänden werden juristische Personen, nicht
rechtsfähige Vereine und rechtsfähige Personengesellschaften verstanden. Nach
herrschender Auffassung fallen auch juristische Personen des öffentlichen Rechts in

11 Siehe bereits Deutschlands Zukunft gestalten – Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU,
SPD, 2013, S. 103; vgl. auch BT-Drucks. 18/2187 v. 22.7. 2014.

12 Dust, ZRP 2019, 57.
13 Kubiciel/Weigend, KriPoZ 2019, 35, 38.
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